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Urlaub verfällt bei Krankheit nicht 
 

Urlaubsabgeltung bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit 
(Entscheidung des BAG v. 24.3.2009) 

 
 
 
Am 24.03.2009 hat sich das Bundesarbeitsgericht der Entscheidung des EuGH vom 
20.01.2009 (C-350/06) angeschlossen, seine bisherige Rechtsprechung zu § 7 Abs. 3  
und 4 BUrlG aufgegeben und  
 

1. einen Anspruch auf Übertragung des gesetzlichen Resturlaubs aus dem Vorjahr bei 
Arbeitsunfähigkeit über den 31.03. und 

2. einen Anspruch auf Abgeltung bei Ausscheiden trotz Arbeitsunfähigkeit bejaht. 

 

Korrektur der Rechtsprechung zur Übertragung von Urlaub 
 
Das Bundesurlaubsgesetz regelt in § 7 Abs. 3 und 4, dass ein auf das Folgejahr übertrage-
ner Urlaubsanspruch am 31. März des Folgejahres erlischt. Die Rechtsprechung hat dies 
als eine absolut wirkende Gesetzesnorm verstanden, wodurch in der Vergangenheit Ur-
laubsansprüche grundsätzlich zu diesem Zeitpunkt verfallen waren, sofern sie bis dahin 
nicht in Anspruch genommen wurden. 
 
Dies galt bisher auch bei krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit des Arbeitnehmers. 
 
 
An dieser Rechtsprechung hält der Senat nicht mehr fest, nachdem der Europäische Ge-
richtshof entschieden hat, dass bei Arbeitsunfähigkeit der gesetzliche Urlaubsanspruch 
auch nach Ablauf des Übertragungszeitraums zu erfüllen ist. 
 
Daher müssen die Unternehmen beachten, dass der gesetzliche Urlaubsanspruch eines 
Arbeitnehmers, dessen Urlaubsanspruch aufgrund der krankheitsbedingten Arbeitsunfähig-
keit bis zum 31. März des Folgejahres (Übertragungszeitraum) nicht erfüllt werden kann, 
bestehen bleibt. 
 
Dies führt im Ergebnis dazu, dass ein Arbeitgeber auch nach jahrelanger Erkrankung des 
Arbeitnehmers wegen Urlaubstagen, die der Arbeitnehmer krankheitsbedingt nicht nehmen 
konnte noch in Anspruch genommen werden kann. 
 
Dies gilt jedoch ausschließlich für den gesetzlichen Urlaubsanspruch (24 Werktage) gemäß 
§ 3 BUrlG und nicht für den darüber hinausgehenden Zusatz- oder Mehrurlaub. 
 
Es ist daher zu empfehlen, den vertraglichen Urlaub in den gesetzlichen Mindesturlaub und 
darüber hinaus gehenden Zusatzurlaub aufzuteilen. 
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Durch diese Entscheidung wird der Arbeitsgeber daher bei Langzeiterkrankungen auch 
nach Ablauf der Entgeltfortzahlungsfrist von 6 Wochen finanziell belastet. Künftig werden 
Arbeitgeber daher früher als bisher prüfen, ob Sie das Arbeitsverhältnis mit länger erkrank-
ten Arbeitnehmern kündigen können. 
 
Um die Anhäufung von Urlaubsansprüchen über mehrere Jahre zu vermeiden, werden in 
der Personalpraxis künftig einzelvertragliche Verfallklauseln eine noch wichtigere Rolle als 
bisher spielen.  


